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1. Zweck 

Die Stiftung nimmt Vorsorgegelder im Sinne von Art. 

82 BVG entgegen, um diese möglichst vorteilhaft an-

zulegen und zu verwalten. Sie stützt sich dabei vor 

allem auf die Dienste der Thurgauer Kantonalbank 

als Stifterin und weiterer Organisationen, welche mit 

dieser verbunden sind. 

 

2. Vorsorgevereinbarung 

Zur Erreichung dieses Zweckes schliesst die Stiftung 

nach Massgabe dieses Reglements sowie der ein-

schlägigen gesetzlichen und statutarischen Vorschrif-

ten mit einzelnen privaten Vorsorgeunternehmern 

Vorsorgevereinbarungen ab. 

 

3. Bestimmung der Einzahlungen 

Der Vorsorgenehmer kann Zeitpunkt und Höhe der 

Einzahlungen auf sein Vorsorgekonto bis zum Maxi-

mum des jährlich steuerbegünstigten Betrages ge-

mäss Art. 7 Abs. 1 BVV3 in Verbindung mit Art. 8 

Abs. 1 BVG frei wählen. 

 

4. Übersicht über die Vorsorgeformen 

Basis jeder Vorsorgevereinbarung ist die Akkumulie-

rung von Sparkapitalien und deren Zinsen auf einem 

individuellen Vorsorgekonto (nachstehende Zif-

fer 5.). 

Daneben hat der Vorsorgenehmer im Rahmen der 

gesetzlichen Vorschriften sowie dieses Reglements 

folgende Möglichkeiten: 

a. Anlage eines Teils seines Vorsorgekapitals 

in von der Stiftung angebotenen Wert-

schriften (nachstehende Ziffer 6.); 

b. Verwendung des Vorsorgekapitals zur Fi-

nanzierung von selbst genutztem Wohnei-

gentum (nachstehende Ziffer 8.). 

 

5. Vorsorgekonto 

Die Stiftung führt ein auf den Vorsorgenehmer lau-

tendes Vorsorgekonto, dessen Zinsen von der Ver-

rechnungssteuer befreit sind. Der Vorsorgenehmer 

kann seine Einzahlungen gemäss den gesetzlichen 

Vorschriften regelmässig oder sporadisch vorneh-

men. Die Einzahlungen müssen der Stiftung rechtzei-

tig zugehen, so dass die Verbuchung noch vor Ab-

schluss des Kalenderjahres vorgenommen werden 

kann. Eine rückwirkende Gutschrift von Beiträgen ist 

ausgeschlossen.  

 

6. Anlagen in Wertschriften 

Sobald der Saldo des individuellen Vorsorgekontos 

einen von der Stiftung jeweils festzulegenden Basis-

betrag übersteigt, kann der Vorsorgenehmer die Stif-

tung beauftragen, zu Lasten bzw. zu Gunsten seines 

Vorsorgekontos Wertschriften zu kaufen und zu ver-

kaufen. Die Aufgabe der Stiftung besteht hierbei aus-

schliesslich in der Entgegennahme, Übermittlung und 

Abwicklung des vom Vorsorgenehmer erteilten Auf-

trages („execution only“). 

 

Für die Depotführung sowie beim Kauf und Verkauf 

von Anlagen kann die Stiftung Gebühren und Kom-

missionen (insbesondere Depotgebühren sowie Aus-

gabe-/Rücknahmekommission) verlangen. Die De-

potgebühr wird vierteljährlich (im März, Juni, Sep-

tember und Dezember) dem Vorsorgekonto belastet 

bzw. ist vom Vorsorgenehmer per Ende März, Ende 

Juni, Ende September und Ende Dezember zu ent-

richten.  

 

Der Vorsorgenehmer hat bei der Wahl der Anlagen 

die für Vorsorgekapital geltenden gesetzlichen und 

reglementarischen Anlagevorschriften einzuhalten.  

 

Die gewählten Anlagen sowie die daraus entstehen-

den Erträge sowie Erlöse aus einem allfälligen Ver-

kauf der Anlagen werden in ein Vorsorgedepot lau-

tend auf den Vorsorgenehmer eingebucht und bilden 

einen Teil seines individuellen, gebundenen Vorsor-

gekapitals.  

 

Bei Fälligkeit des Vorsorgeguthabens sind die Anla-

gen zu verkaufen und dem Vorsorgekonto gutzu-

schreiben. Sofern möglich und vom Vorsorgenehmer 

gewünscht, können Anteile auch umgetauscht und 

ins private Vermögen übertragen werden. Liegt zum 

Zeitpunkt der Fälligkeit kein Kundenauftrag vor, ver-

kauft die Stiftung allfällig noch bestehende Anlagen 

selbständig und schreibt den daraus resultierenden 

Erlös dem Vorsorgekonto gut.  

 

Der Stiftungsrat erlässt separate Anlagerichtlinien. 

 

7. Ergänzende Versicherung 

Bei bestehenden gebundenen Versicherungspolicen, 

überweist die Stiftung die Prämien unter Belastung 

des Vorsorgekontos, direkt an die Versicherungsge-

sellschaft. Besteht eine freie Versicherungspolice, er-

hält der Versicherungsnehmer direkt von der Versi-

cherungsgesellschaft einen Einzahlungsschein zur 

Begleichung der Prämie. Die ergänzende Versiche-

rung untersteht den Bedingungen der betreffenden 

Versicherungsgesellschaft.  

 

8. Wohneigentumsförderung 

1. Das Vorsorgekapital darf ganz oder teilweise 

verwendet werden für:  

a. Erwerb und Erstellung von Wohnei-

gentum zum Eigenbedarf 

b. Beteiligung am Wohneigentum zum 

Eigenbedarf 
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c. Rückzahlung von Hypothekardarlehen 

auf Wohneigentum zum Eigenbedarf 

2. Betreffend Verwendung des Vorsorgekapitals 

für Wohneigentum bestehen folgende Möglich-

keiten: 

a. Vorbezug 

b. Verpfändung 

3. Bei verheirateten Vorsorgenehmern und bei ein-

getragenen Partnerschaften ist für den Vorbe-

zug oder die Verpfändung die schriftliche Zu-

stimmung des Ehegatten bzw. des eingetrage-

nen Partners erforderlich. 

4. Bei einer Verpfändung ist die Auszahlung in-

folge vorzeitiger Auflösung oder die Ausrich-

tung der Vorsorgeleistung im Erlebensfall oder 

im Todesfall nur mit der Zustimmung des Pfand-

gläubigers möglich. 

5. Als Wohneigentum gilt das 

a. Alleineigentum des Vorsorgenehmers 

b. Miteigentum, namentlich das Stock-

werkeigentum 

c. Eigentum des Vorsorgenehmers mit 

seinem Ehegatten zu gesamter Hand 

d. selbständiges und dauerndes Bau-

recht an einer Wohnung oder einem 

Einfamilienhaus. 

6. Als Eigenbedarf gilt die Nutzung durch den 

Vorsorgenehmer an seinem Wohnsitz oder an 

seinem gewöhnlichen Aufenthalt. Weist der 

Vorsorgenehmer nach, dass diese Nutzung 

durch ihn vorübergehend nicht möglich ist, ist 

eine Vermietung während dieser Zeit zulässig.  

7. Als zulässige Beteiligung gelten der Erwerb von 

Anteilscheinen an einer Wohnbaugenossen-

schaft, der Erwerb von Aktien einer Mieter-Akti-

engesellschaft oder die Gewährung eines parti-

arischen Darlehens an einem gemeinnützigen 

Wohnbauträger, wenn der Vorsorgenehmer 

eine dadurch mitfinanzierte Wohnung selbst be-

nutzt. 

 

9. Bezug des Vorsorgeguthabens 

9.1 Erlebensfall 

Das Vorsorgeguthaben wird fällig, sobald der Vor-

sorgenehmer das gesetzliche AHV-Rentenalter er-

reicht. Weist der Vorsorgenehmer nach, dass er wei-

terhin erwerbstätig ist, kann der Bezug bis höchstens 

fünf Jahre nach Erreichen des ordentlichen Rentenal-

ters der AHV aufgeschoben werden. Mit Aufgabe 

der Erwerbstätigkeit wird das Vorsorgeguthaben fäl-

lig. Der Vorsorgenehmer muss im Rentenalter die 

Vorsorgestiftung über die Aufgabe der Erwerbstätig-

keit umgehend informieren. 

 

Der Vorsorgenehmer kann frühestens fünf Jahre vor 

Erreichen des gesetzlichen AHV-Rentenalters die 

Auszahlung des Vorsorgeguthabens verlangen. Vor-

behalten bleiben andere Auszahlungsgründe ge-

mäss Ziffern 9.2 bis 9.5. 

 

9.2 Todesfall und Begünstigung 

Falls der Vorsorgenehmer vor Erreichen des gesetzli-

chen AHV-Rentenalters verstirbt, wird das Vorsorge-

guthaben mit dessen Tod fällig. 

Folgende Personen haben Anspruch auf das Vorsor-

geguthaben, wobei das Vorhandensein von Begüns-

tigten aus einer vorangehenden Kategorie die je-

weils Nachfolgenden ausschliesst: 

a. der überlebende Ehegatte bzw. der einge-

tragene Partner 

b. die direkten Nachkommen sowie die natür-

lichen Personen, die von der verstorbenen 

Person in erheblichem Masse unterstützt 

worden sind, oder die Person, die mit die-

ser in den letzten fünf Jahren bis zu ihrem 

Tod ununterbrochen eine Lebensgemein-

schaft geführt hat oder die für den Unter-

halt eines oder mehrerer gemeinsamer Kin-

der aufkommen muss 

c. die Eltern 

d. die Geschwister 

e. die übrigen Erben 

 

Der Vorsorgenehmer hat das Recht, durch schriftli-

che Mitteilung an die Vorsorgestiftung die Reihen-

folge der Begünstigten der Punkte c. bis e. zu än-

dern und deren Ansprüche näher zu bezeichnen.  

Der Vorsorgenehmer kann durch schriftliche Mittei-

lung an die Stiftung eine oder mehrere Personen un-

ter den in Punkt b. genannten Begünstigten bestim-

men und deren Ansprüche näher bezeichnen. Be-

günstigte Personen, soweit sie keine gesetzlichen Er-

ben sind, sind testamentarisch oder erbvertraglich 

festzuhalten, andernfalls ist die Begünstigung nicht 

rechtswirksam. 

Werden die Ansprüche der Begünstigten nicht näher 

bezeichnet, erfolgt die Aufteilung unter mehreren Be-

günstigten derselben Kategorie nach Köpfen zu glei-

chen Teilen. 

Die Stiftung erbringt Leistungen mit befreiender Wir-

kung an jene Personen, die aus diesem Reglement 

bzw. allfälligen schriftlichen Mitteilungen des Vorsor-

genehmers an die Stiftung als Begünstigte hervorge-

hen. 

 

9.3 Invaliditätsfall 

Das Vorsorgeguthaben wird ebenfalls fällig, wenn 

der Vorsorgenehmer eine volle Rente der Eidgenössi-

schen Invalidenversicherung bezieht, das Invaliditäts-

risiko im Rahmen der gebundenen Vorsorge nicht 
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versichert ist und der Vorsorgenehmer einen Antrag 

auf Auszahlung stellt. 

 

9.4 Wohneigentumsförderung 

Der Vorsorgenehmer kann sein Vorsorgeguthaben 

ganz oder teilweise vorbeziehen für: 

a. den Erwerb und die Erstellung von Wohn-

eigentum zum Eigengebrauch 

b. die Beteiligung an Wohneigentum zum Ei-

genbedarf 

c. die Rückzahlung von Hypothekardarlehen 

an Wohneigentum zum Eigenbedarf 

 

Ein solcher Vorbezug kann alle fünf Jahre geltend 

gemacht werden. 

 

Bei einem verheirateten bzw. in eingetragener Part-

nerschaft lebenden Vorsorgenehmer setzt der Vorbe-

zug die schriftliche Zustimmung des Ehegatten vo-

raus. 

 

9.5 Weitere Bezugsmöglichkeiten und  

Auflösung 

Die Aufhebung einer Vorsorgevereinbarung mit 

gleichzeitiger Auszahlung des Vorsorgeguthabens 

ist ausser in den in Ziffern 9. bis 9.4 genannten Fäl-

len nur möglich wenn: 

a. der unselbständig erwerbende Vorsorge-

nehmer eine selbständige Erwerbstätigkeit 

aufnimmt. 

b. der Vorsorgenehmer seine bisherige selb-

ständige Erwerbstätigkeit aufgibt und eine 

andersartige selbständige Erwerbstätigkeit 

aufnimmt. 

c. der Vorsorgenehmer die Schweiz endgül-

tig verlässt. 

d. der Vorsorgenehmer die ausgerichtete Leis-

tung für den Einkauf in eine steuerbefreite 

Vorsorgeeinrichtung oder für eine andere 

anerkannte Vorsorgeform verwendet. 

 

Bei verheirateten Vorsorgenehmern und bei eingetra-

genen Partnerschaften ist der Vorbezug in den Fäl-

len a) bis c) nur möglich, wenn der Ehegatte bzw. 

der eingetragene Partner schriftlich zustimmt.  

 

9.6 Geltendmachung 

Die Anspruchsberechtigten haben der Stiftung sämtli-

che für die Geltendmachung des Anspruchs notwen-

digen Angaben zu machen und die von der Stiftung 

verlangten Beweise vorzulegen. Die Stiftung behält 

sich vor, weitere Abklärungen zu treffen. 

 

Erteilen die Anspruchsberechtigten der Stiftung bei 

Fälligkeit des Vorsorgeguthabens keine klaren Über-

weisungsinstruktionen, ist die Stiftung berechtigt, das 

Vorsorgeguthaben auf ein auf die Anspruchsberech-

tigten lautendes Sparkonto bei der TKB zu übertra-

gen. Die Stiftung ist berechtigt, zu diesem Zweck im 

Namen der Anspruchsberechtigten ein Sparkonto 

bei der TKB zu eröffnen. 

 

9.7 Steuermeldepflicht 

Die Stiftung hat die Auszahlung von Vorsorgekapital 

den Steuerbehörden zu melden, soweit es Gesetze 

oder behördliche Anordnungen von Bund und Kan-

tonen verlangen. Hat der Vorsorgenehmer zum Zeit-

punkt seines Auflösungsbegehrens seinen Wohnsitz 

im Ausland, ist die Stiftung verpflichtet, die Quellen-

steuer abzuziehen.  

 

9.8 Kündigung der Vorsorgevereinbarung 

Die vorzeitige Auflösung der Vorsorgevereinbarung 

ist nur in den unter Ziffern 9.3, 9.4 und 9.5 genann-

ten Fällen möglich. 

 

Wenn der Vorsorgenehmer die ausgerichtete Leis-

tung für den Einkauf in eine steuerbefreite Vorsorge-

einrichtung oder für eine andere anerkannte Vorsor-

geform verwendet, wird das Vorsorgekapital der 

neuen Vorsorgeeinrichtung direkt überwiesen. 

 

10. Steuerausweis, Auszüge für Vorsorgeneh-

mer 

Die Stiftung erstellt zuhanden des Vorsorgenehmers 

jährlich einen Ausweis über den Vermögensstand so-

wie zuhanden der Steuerbehörden eine Bestätigung 

für Steuerzwecke. Der für den Vorsorgenehmer be-

stimmte Ausweis gibt auch Aufschluss über die getä-

tigten Anlagen, die Umsätze, Erträge sowie die be-

zahlten Versicherungsprämien. 

 

11. Abtretung und Verpfändung 

Mit Ausnahme der unter Ziffer 8 genannten Fälle ist 

die Belehnung, Verpfändung, Abtretung und Ver-

rechnung der Vorsorgeleistung vor der Fälligkeit aus-

geschlossen. 

 

12. Adressänderung 

Der Vorsorgenehmer hat der Stiftung Änderungen 

seiner Adresse und seiner Personalien, insbesondere 

seines Zivilstandes, jeweils unverzüglich schriftlich 

mitzuteilen. Weiter hat der Vorsorgenehmer die Stif-

tung über allfällige Statuswechsel zu informieren, 

insbesondere die Qualifikation als US-Person. Die 

Stiftung lehnt jede Verantwortung für Folgen ungenü-

gender oder verspäteter Angaben der Adresse, der 

Personalien oder eines relevanten Statuswechsels 

ab. 

Mitteilungen der Stiftung an den Vorsorgenehmer 

sind in rechtsgenügender Form erfolgt, wenn sie an 

die letzte bekannte Adresse aufgegeben wurden.  
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Schriftliche Mitteilungen an die Stiftung sind zu rich-

ten an: 

Vorsorgestiftung Sparen 3 

der Thurgauer Kantonalbank 

Bankplatz 1 

8570 Weinfelden 

 

13. Verwaltungsgebühren, Bearbeitungsge-

bühren 

Die Stiftung ist berechtigt, beim Vorsorgenehmer 

Verwaltungskosten und Bearbeitungsgebühren zu er-

heben. Diese Kosten werden vom Stiftungsrat festge-

legt und in einem Beschluss festgehalten. Die Stiftung 

ist berechtigt, die Verwaltungskosten und Bearbei-

tungsgebühren jederzeit zu ändern, zu ergänzen o-

der aufzuheben. Die Höhe der Kosten bzw. deren 

Änderung werden den Vorsorgenehmern zur Kennt-

nis gebracht. Der Stiftungsrat sorgt dafür, dass die 

gesetzlichen Informationsrechte der Vorsorgenehmer 

gewahrt werden. 

 

14. Geschäftsführung der Stiftung 

Der Stiftungsrat beauftragt die Thurgauer Kantonal-

bank mit der Geschäftsführung für die Stiftung. Die 

Bank legt dem Stiftungsrat auf das Ende jedes Ge-

schäftsjahres Rechenschaft über die Geschäftsfüh-

rung ab. Das Geschäftsjahr entspricht dem Kalen-

derjahr. Die Thurgauer Kantonalbank und ihre je-

weiligen Zeichnungsberechtigten sind ermächtigt, 

namens der Stiftung zu handeln, insbesondere Vor-

sorgevereinbarungen abzuschliessen und im Rah-

men des Stiftungszwecks alle Rechtshandlungen ge-

genüber Vorsorgenehmern zu tätigen. Die Art der 

Zeichnungsberechtigung entspricht derjenigen, wie 

sie für die Thurgauer Kantonalbank gilt. 

 

15. Haftung 

Die Stiftung haftet dem Vorsorgenehmer gegenüber 

nicht für die Folgen, die sich ergeben, wenn der Vor-

sorgenehmer die gesetzlichen, vertraglichen und 

reglementarischen Pflichten nicht oder nicht rechtzei-

tig einhält. 

Den aus dem Nichterkennen von Legitimationsmän-

geln und Fälschungen entstandenen Schaden trägt 

der Vorsorgenehmer bzw. jede sonstige Begünstigte, 

sofern die Stiftung die geschäftliche Sorgfalt aufge-

wendet hat. 

 

16. Gerichtsstand 

Erfüllungsort und ordentlicher Gerichtsstand ist 

Weinfelden. Die Stiftung hat indessen das Recht,  

den Vorsorgenehmer auch bei jedem anderen ge-

setzlich zuständigen Gericht zu belangen.  

 

17. Inkrafttreten, Änderungen des Reglements 

Dieses Reglement tritt am 01.01.2020 in Kraft und 

ersetzt das bisherige Reglement der Stiftung vom De-

zember 2018. 

Der Stiftungsrat behält sich jederzeitige Änderungen 

dieses Reglements vor. Die Änderungen werden 

dem Vorsorgenehmer mitgeteilt. Sie sind ohne Wei-

teres rechtswirksam, soweit sie auf gesetzlicher oder 

behördlicher Anordnung beruhen. Sonstige Ände-

rungen werden für den Vorsorgenehmer verbindlich, 

wenn dieser nicht innert drei Monaten seit Mitteilung 

von seinem Freizügigkeitsrecht Gebrauch macht. 

Wo dieses Reglement keine Bestimmungen enthält, 

gelten die gesetzlichen Regelungen. 

 

Weinfelden, 31.12.2019 

 

 

Der Stiftungsrat 

 

 

 


